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Geſetz-Sammlung 


für die 


Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Aufhebung der Eiſenbahn⸗Telegrapheninſpektionen und Ab- 
änderung der Verwaltungsordnung für die Staatseiſenbahnen, S. 129. — Verfügung des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten, betreffend anderweite Jeſtſetzung der Verwaltungsordnung für 
die Staatseiſenbahnen und Aufhebung der Eiſenbahn-Telegrapheninſpektionen, S. 130. 


Cr. 10347.) Allerhöchſter Erlaß vom 23. Dezember 1901, betreffend die Aufhebung der 
Eiſenbahn⸗Telegrapheninſpektionen und Abänderung der Verwaltungsordnung 
für die Staatseiſenbahnen. 


Auf den Bericht vom 13. Dezember d. J. will Ich genehmigen, daß in Ab— 
änderung der auf Grund Meines Erlaſſes vom 15. Dezember 1894 eingeführten 
„Verwaltungsordnung für die Staatseiſenbahnen“ GGeſetz-Samml. 1895 S. 11) 
die Eiſenbahn-Telegrapheninſpektionen am 1. April 1902 aufgehoben und ihre 
Geſchäfte, ſoweit ſie nicht auf die Eiſenbahndirektionen übergehen, den Eiſenbahn⸗ 
Betriebsinſpektionen übertragen werden. Zugleich ermächtige Ich Sie, die danach 
erforderlichen Aenderungen der Verwaltungsordnung für die Staatseiſenbahnen 
mit Gültigkeit vom 1. April 1902 vorzunehmen. 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 


teued Palais, den 23. Dezember 1901. 
Wilhelm. 
v. Thielen. 


An den Minifter der öffentlichen Arbeiten. 


Geſetz⸗Samml. 1902. (Nr. 1034710348.) 26 


Ausgegeben zu Berlin den 28. Mai 1902. 


— 130 — 


(Fr. 10348.) Verfügung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten, betreffend anderweite Feſt⸗ 
ſetzung der Verwaltungsordnung für die Staatseiſenbahnen und Aufhebung 
der Eiſenbahn-Telegrapheninſpektionen. Vom 17. Mai 1902. 


Au Grund der durch den Allerhöchſten Erlaß d. d. Neues Palais den 
23. Dezember 1901 ertheilten Ermächtigung wird die Verwaltungsordnung für 
die Staatseiſenbahnen mit Gültigkeit vom 1. April d. J. in der anliegenden 

= Faſſung neu feſtgeſetzt. Mit dem gleichen Zeitpunkte find die Eiſenbahn— 
Telegrapheninſpektionen aufgehoben und ihre Geſchäfte, ſoweit ſie nicht auf 
die Eiſenbahndirektionen übergegangen ſind, den Eiſenbahn-Betriebsinſpektionen 
übertragen. 


v. Thielen. 


— lol bes 
Anlage. 


Verwaltungsordnung für die Staatseiſenbahnen. 


SE 

(.) Die Verwaltung der im Betriebe fowie der im Baue befindlichen 
Staatseiſenbahnen und vom Staate verwalteten Privateiſenbahnen erfolgt unter 
der oberen Leitung des Reſſortminiſters durch die Königlichen Eiſenbahndirektionen. 

(2.) Werden für beſonders umfangreiche Bauausführungen durch landes- 
herrlichen Erlaß Königliche Eiſenbahn-Baukommiſſionen eingeſetzt, fo trifft der 
Miniſter über deren Geſchäftsordnung und Beſetzung nähere Beſtimmung. 

(3.) Die Königlichen Eiſenbahndirektionen find dem Minifter unmittelbar 
unterſtellt. Sitz und Bezirk werden durch landesherrlichen Erlaß feſtgeſtellt. 
Die Feſtſtellung der Grenzpunkte zwiſchen den Eiſenbahndirektionsbezirken im 
Einzelnen iſt dem Miniſter überlaſſen. 

2. 

(.) Dem Miniſter bleibt die einheitliche Regelung des Dienſtes innerhalb 
des geſammten Bereichs der Staatseiſenbahnen vorbehalten, insbeſondere der 
Erlaß einheitlicher Geſchäfts- und Dienſtanweiſungen, die Feſtſetzung von Grund: 
zügen für Dienſtanweiſungen, deren Feſtſtellung im Einzelnen den Königlichen 
Eiſenbahndirektionen für ihren Bezirk überlaſſen iſt, ſowie der Erlaß einheitlicher 
Vorſchriften für die Ordnung der Rechts- und Dienſtverhältniſſe der Beamten 
und Arbeiter, für das Kaſſen- und Rechnungsweſen und die einzelnen Dienſt⸗ 
zweige im Betrieb und im Baue der Staatseiſenbahnen. 

(2) Der Miniſter entſcheidet über die gegen die Verfügungen und Beſchlüſſe 
($. 7) der Königlichen Eiſenbahndirektionen erhobenen Beſchwerden. Gegen die 
auf Beſchwerde ergangenen Verfügungen der Königlichen Eiſenbahndirektionen 
ſteht den Beamten eine Berufung nicht zu. 


H. 3. 
Abgeſehen von der für beſondere Fälle vorgeſchriebenen höheren Genehmi⸗ 
gung bleibt dem Miniſter bezüglich der Betriebsverwaltung vorbehalten: 

a) die Genehmigung zur Einſtellung des Betriebs auf Bahnſtrecken, 
welche zur Beförderung von Perſonen oder Gütern im öffentlichen 

Verkehre dienen, und zur Aenderung des Betriebs durch Einführung 

oder Aufhebung der Bahnordnung für die Nebeneiſenbahnen Deutſchlands ; 
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I. Allgemeine Ver⸗ 
waltung. 
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tungsbehörden. 


Vorbehalte des Mir 
niſters. 
1. Im Allgemeinen. 


2. Bezüglich der Ber 
triebsverwaltung. 
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p) die Feſtſtellung und Abänderung des Fahrplans der zur Perſonen- und 


Poſtbeförderung beſtimmten Züge bei Beginn der Winter- und Sommer⸗ 
periode, ſowie die Genehmigung der in der Zwiſchenzeit beabſichtigten 
Aenderungen, wenn dadurch die Zahl und Gattung der Züge berührt 
wird, oder wenn eine Einigung der betheiligten Eiſenbahnverwaltungen 
und Poſtbehörden nicht erzielt worden iſt 


e) die Feſtſtellung und Aenderung der Tarife für Perſonen, Güter, lebende 


Thiere und Leichen, ſoweit die Beſtimmung darüber nicht den König— 
lichen Eiſenbahndirektionen überlaſſen wird, 


d) die Genehmigung von Bauausführungen, für welche den Königlichen 


e 


— 


Eiſenbahndirektionen Geldmittel nicht zur Verfügung geſtellt find; 

die Feſtſtellung derjenigen Entwürfe und Koſtenanſchläge, deren Koſten 
den Betrag von 50 000 Mark im Einzelnen überſteigen, ſoweit nicht 
die Feſtſtellung für Bauten von höherem Werthe den Königlichen 


Eiſenbahndirektionen beſonders übertragen wird, ſowie die Feſtſtellung 


— 
— 


der Entwürfe und Koſtenanſchläge für Bauten von geringerem Werthe, 
für welche die höhere Prüfung und endgültige Feſtſtellung bei Ueber⸗ 
weiſung der Geldmittel vorbehalten iſt / 
die Feſtſtellung und Aenderung der Normalentwürfe und Normal⸗ 
anordnungen für bauliche und maſchinelle Anlagen ſowie für Betriebs- 
mittel und mechaniſche Betriebseinrichtungen; 
die Ermächtigung zum Abſchluſſe freihändiger Lieferungs- und Arbeits⸗ 
verträge, deren Gegenſtand den Werth von 50 000 Mark überſteigt, 
ſowie zur Zuſchlagsertheilung in öffentlichen und engeren Verdingungen 
bei Gegenſtänden — jedes Loos für ſich gerechnet — von mehr als 
150 000 Mark. 


F. 4. 


3. Bezüglich der Neu⸗ In gleicher Weiſe bleibt dem Miniſter bezüglich der Neuͤbauverwaltung 
bauverwaltung. vorbehalten : 


a) die Anordnung der allgemeinen und ausführlichen Vorarbeiten, die 


b 


Feſtſtellung des zur Ausführung beſtimmten Entwurfs und des zu⸗ 
gehörigen Hauptkoſtenanſchlags ſowie die Genehmigung des Bau— 
ausführungsplans für neue Bahnlinien; : 
die Feſtſtellung derjenigen Entwürfe und Koſtenanſchläge, deren Koften 
den Betrag von 50 000 Mark im Einzelnen überſteigen, ſoweit nicht 
die Feſtſtellung für Bauten von höherem Werthe den Königlichen 
Eiſenbahndirektionen beſonders übertragen wird, ſowie die Feſtſtellung 
der Entwürfe und Koſtenanſchläge für Bauten von geringerem Werthe, 
für welche die höhere Prüfung und endgültige Feſtſtellung bei Ueber 
weiſung der Geldmittel vorbehalten iſt 


— 


a DE 


e) die Feſtſtellung und Aenderung der Normalentwürfe und Normal: 
anordnungen für bauliche und maſchinelle Anlagen ſowie für Betriebs⸗ 
mittel und mechaniſche Betriebseinrichtungen 

die Eröffnung des Betriebs auf fertiggeftellten Bahnſtrecken, welche 
zur Beförderung von Perſonen oder Gütern im öffentlichen Verkehre 
beſtimmt find; 

die Ermächtigung zum Abſchluſſe freihändiger Lieferungs- und Arbeits⸗ 
verträge, deren Gegenſtand den Werth von 100 000 Mark überſteigt, 
ſowie zur Zuſchlagsertheilung in öffentlichen und engeren Verdingungen 
bei Gegenſtänden — jedes Loos für ſich gerechnet — von mehr als 
300 000 Mark 6 


d 


— 


e 


— 


F. 5. 
Bezüglich der Perſonalien der Staatseiſenbahnverwaltung bleibt dem 
Miniſter vorbehalten: 


a) die Anſtellung, Verſetzung, Entlaſſung ſowie die Regelung der Be 
ſoldungsverhältniſſe der etatsmäßigen höheren Beamten einſchließlich 
der Rechnungsdirektoren und Eiſenbahn⸗Hauptkaſſenrendanten, ſowie die 
Ueberweiſung der diätariſchen höheren Beamten an die Königlichen 
Eiſenbahndirektionen 

b) die Verſetzung von Beamten aus dem Bezirk einer Königlichen Eiſen⸗ 
bahndirektion in den Bezirk einer anderen, ſoweit die betheiligten Be⸗ 
hörden verſchiedener Meinung ſind; 

e) die Gewährung von Remunerationen und Unterſtützungen, ſoweit ſie 
im Laufe eines Rechnungsjahrs den Betrag von 300 Mark überfteigen; 

d) die Gewährung von Urlaub über vier Wochen an die unter a bezeich⸗ 
neten, über ſechs Wochen an die übrigen Beamten. 


$. 6. 

(1) Den Königlichen Eiſenbahndirektionen obliegt mit den den Provinzial⸗ 
behörden zugewieſenen Rechten und Pflichten die Verwaltung aller zu ihrem 
Bezirke gehörigen, im Betrieb oder im Baue befindlichen Eiſenbahnſtrecken. 

62.) Die Königlichen Eiſenbahndirektionen beſtehen aus einem Präſidenten, 
den mit der ſtändigen Vertretung des Präſidenten beauftragten beiden Mit⸗ 
gliedern (Ober⸗Regierungsrath, Ober-Baurath) und der erforderlichen Anzahl 
weiterer Mitglieder. Der Präſident wird vom König ernannt. 

8.) Die Stellvertretung des Präſidenten durch die damit beauftragten 
Mitglieder der Königlichen Eiſenbahndirektion regelt der Miniſter. 

(.) Die Königlichen Eiſenbahndirektionen entſcheiden über die gegen die 
Verfügungen und Anordnungen der Vorſtände der Eiſenbahn⸗ Betriebs-, 
Maſchinen⸗, Verkehrs- und Werkſtätteninſpektionen ſowie der Bauabtheilungen 


4. Bezüglich der Per⸗ 
ſonalien. 


Die Königlichen Ei⸗ 
ſenbahndirektionen. 

Geſchäftsbereich der 
Königlichen Eiſenbahn⸗ 
direktionen im Allge⸗ 
meinen. 


Geſchäftserledigung 
durch die Königlichen 
Eiſenbahndirektionen. 


„„ 


G. M erhobenen Beſchwerden. Sie vertreten in allen Angelegenheiten innerhalb 
ihres Geſchäftsbereichs die Verwaltung, ſo daß ſie durch ihre Rechtshandlungen, 
Verträge, Prozeſſe, Vergleiche u. ſ. w. für die Verwaltung Rechte erwerben und 
Verpflichtigungen übernehmen. f 

6.) Dem Minifter bleibt vorbehalten, die Erledigung beſtimmter, hierzu 
geeigneter Geſchäfte für mehrere Eiſenbahndirektionsbezirke oder den geſammten 
Staatseiſenbahnbereich Einer Königlichen Eiſenbahndirektion zu übertragen. 

(.) Die Präſidenten der Königlichen Eiſenbahndirektionen, welche als 
ſtändige Kommiſſare für die Ausübung des Aufſichtsrechts des Staates über 
Privateiſenbahnen in dem ihnen vom Minifter zugewieſenen Aufſichtsbezirke 
beftellt find, haben in Gemeinſchaft mit den als ihre ſtändigen Vertreter be— 
ſtimmten beiden Mitgliedern der Königlichen Eiſenbahndirektion (Ober-Regierungs⸗ 
rath, Ober-Baurath) die Rechte und Pflichten auszuüben, welche zur Zeit den 
gemäß F. 46 des Geſetzes über die Eiſenbahnunternehmungen vom 3. November 
1838 (Geſetz-Samml. S. 505) eingeſetzten Aufſichtsorganen übertragen find. 


ad 
Die Mitglieder der Königlichen Eiſenbahndirektion bilden für die Cr 
ledigung der nachſtehenden zu ihrem Geſchäftsbereiche gehörenden Angelegenheiten 
ein Kollegium, deſſen Beſchlüſſe nach abſoluter Stimmenmehrheit mit der Maß— 
gabe gefaßt werden, daß bei gleicher Stimmenzahl die Stimme des Präſidenten 
den Ausſchlag giebt: 
für die von den Beamten der Verwaltung erhobenen Beſchwerden 
gegen Verfügungen, welche die unfreiwillige Entlaſſung widerruflich 
oder kündbar angeſtellter Beamten oder eine die Hälfte des monatlichen 
Gehaltsbetrags überſteigende Geldſtrafe zum Gegenſtande haben. 


N. 

(.) In allen anderen, zu dem Geſchäftsbereiche der Königlichen Eiſenbahn⸗ 
direktionen gehörenden Angelegenheiten iſt der Präſident nach Maßgabe der vom 
Miniſter zu erlaſſenden Geſchäftsordnung über die Erledigung zu beſtimmen 
befugt. 

(2) Dem Minifter bleibt vorbehalten, für die Erledigung der Geſchäfte 
der Königlichen Eiſenbahndirektionen Abtheilungen zu bilden, deren Geſchäfts⸗ 
bereich zu beſtimmen und die Abtheilungsdirigenten zu beſtellen. 

6.) Für die Bearbeitung der nicht gemäß F. 7 zur Zuſtändigkeit des 
Kollegiums gehörigen Sachen hat der Präſident nach Maßgabe der Verwaltungs 
und der Geſchäftsordnung einen Geſchäftsplan aufzuſtellen. 

(.) Mit der Einſchränkung, daß die Bearbeitung der Etats⸗, Kaſſen- und 
Rechnungsſachen in allen Fällen dem Etatsrathe zuzutheilen iſt, bleibt dem 
Präſidenten überlaſſen, diejenigen Sachen zu beſtimmen, welche er ſich zur Be 
arbeitung vorbehalten will. Als ſtändiger Vertreter wird dem Etatsrathe der 
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Rechnungsdirektor beigegeben. Die Amtsbefugniſſe des Rechnungsdirektors werden 
vom Miniſter durch eine Geſchäftsanweiſung feſtgeſtellt, durch welche ihm auch 
beſtimmte Geſchäfte des Etatsraths bei Anweſenheit des Letzteren übertragen 
werden können. 

(.) Dem Präſidenten obliegt die Sorge für die Regelung des Geſchäfts— 
ganges. Insbeſondere iſt er ſowohl für die ſach- und ordnungsmäßige Ver⸗ 
theilung der Geſchäfte, wie für alle diejenigen Verfügungen und Erklärungen 
der Königlichen Eiſenbahndirektion, welche zu ſeiner Mitzeichnung gelangen, ver- 
antwortlich. Im Uebrigen obliegt den Mitgliedern der Königlichen Eiſenbahn⸗ 


direktion die Verantwortung für die form- und ſachgemäße Erledigung der ihnen 


zur Bearbeitung überwieſenen Geſchäfte. 

(6.) Der Präſident kann mit Genehmigung des Miniſters ſeine beiden 
ſtändigen Vertreter (Ober-Regierungsrath, Ober-Baurath) beauftragen, ihn in 
beſtimmten Angelegenheiten auch bei feiner Anweſenheit zu vertreten; auch iſt er 
befugt, einzelnen Mitgliedern der Königlichen Eiſenbahndirektion gewiſſe Geſchäfte 
ein für alle Male zur ſelbſtändigen Erledigung zu übertragen. J 

6.) Für die Verbindlichkeit der von der Königlichen Eiſenbahndirektion ab— 
zugebenden ſchriftlichen Erklärungen genügt die Unterſchrift des Präſidenten oder 
eines Mitglieds der Königlichen Eiſenbahndirektion. Die Hülfsarbeiter der 
Königlichen Eiſenbahndirektion ſind nur inſoweit zur ſelbſtändigen Erledigung der 
ihnen zur Bearbeitung überwieſenen Geſchäfte befugt, als ihnen dieſe Befugniß 
nach den vom Miniſter gegebenen Vorſchriften übertragen worden iſt. 


8.9. 


Für die Ausführung und Ueberwachung des örtlichen Dienſtes nach den 
Anordnungen der Königlichen Eiſenbahndirektionen find Betriebs-, Maſchinen—, 
Verkehrs⸗ und Werkſtätteninſpektionen ſowie für die Leitung der Neubau⸗ 
ausführungen nach den Anordnungen der Königlichen Eiſenbahndirektionen, in- 
ſoweit nicht hiermit Beamte der Betriebsverwaltung betraut werden können, 
Bauabtheilungen einzurichten. Den Vorſtänden der Inſpektionen und der Bau⸗ 
abtheilungen ſowie den Dienſtvorſtehern kann von dem Miniſter die Befugniß 
zu vorläufigen Kaſſenanweiſungen, den Vorſtänden der Inſpektionen und der 
Bauabtheilungen außerdem zur Beurlaubung der unterſtellten Beamten mit ver⸗ 
waltungsſeitiger Uebernahme der Stellvertretungskoſten ſowie zur ſelbſtändigen 
Vergebung von Arbeiten und Lieferungen ertheilt werden. 


$. 10. 
(.) Den Betriebsinſpektionen obliegt: 
a) die Ausführung und Ueberwachung des Betriebsdienſtes, inſoweit nicht 
einzelne Zweige der Maſchineninſpektionen ($. 11) „Verkehrsinſpektionen 
($. 12) oder Werkſtätteninſpektionen ($. 13) zugewieſen find; 


II. Beſondere Ver⸗ 
waltungszweige. 
1. Im Allgemeinen. 


2. Im Beſonderen. 
a. Betriebsinſpek⸗ 
tionen. 


b. Maſchineninſpek⸗ 
tionen, 


2 


„Verkehrsinſpek⸗ 
tionen. 


fe? 


tionen, 


— 


III. Allgemeine 
Beſtimmungen über 
die Anſtellung im 


0 Werkſtätteninſpek⸗ I 
des Werkſtätten- und Werkſtättenmaterialiendienſtes. 


>. Bauabtheilungen. 


Stgatseiſenbahndienſte. 
Art der Anſtellung. 
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b) die Unterhaltung und Beaufſichtigung der im Betriebe befindlichen 
Strecken einſchließlich der dazu gehörigen Signal- und ſonſtigen zur 
Sicherung des Eiſenbahnbetriebs dienenden Einrichtungen ſowie der 
Telegraphenanlagen; 

e) die Verwaltung der Bahnpolizei innerhalb ihres Geſchäftsbereichs. 

(2.) Bezirk und Geſchäftsanweiſung der Vorſtände der Eiſenbahn-Betriebs— 

inſpektionen beſtimmt der Minifter. 

(3.) Dem Vorſtande der Eiſenbahn-Betriebsinſpektion kann von dem 

Miniſter die Befugniß zur ſelbſtändigen Verpachtung der Dispoſitionsländereien, 
Lagerplätze, Grasnutzungen, Pflanzungen u. ſ. w. beigelegt werden. 


K. I. 
(.) Den Maſchineninſpektionen obliegt die Ausführung und Ueberwachung 
des Maſchinen- und Betriebswerkſtättendienſtes. 
(2.) Bezirk und Geſchäftsanweiſung der Vorſtände der Maſchineninſpektionen 
beſtimmt der Miniſter. 
1.12. 
(.) Den Verkehrsinſpektionen obliegt die Ausführung und Ueberwachung 
des Verkehrs-, Abfertigungs- und Kaſſendienſtes. 
(2.) Bezirk und Geſchäftsanweiſung der Vorſtände der Verkehrsinſpektionen 
beſtimmt der Miniſter. d 
(3.) Die Vorſtände der Verkehrsinſpektionen find befugt, nach näherer Be— 
ſtimmung des Miniſters bis zu einer von ihm feſtzuſetzenden Höhe innerhalb ihres 
Geſchäftsbereichs Anträge auf Rückerſtattung von Fahrgeld und Gepäckfracht ſowie 
auf Erſatz⸗ oder Entſchädigungsleiſtung aus dem Frachtvertrage ſelbſtändig zu 
entſcheiden, auch die auf Grund der Beſtimmungen der Verkehrsordnung oder 
der Frachttarife zu berechnenden Nebengebühren und Konventionalſtrafen ganz 
oder zum Theil zu erlaſſen. 
§. 13. 
(.) Den Werkſtätteninſpektionen obliegt die Ausführung und Ueberwachung 


2.) Bezirk und Geſchäftsanweiſung der Vorſtände der Werkſtätten⸗ 
inſpektionen beſtimmt der Miniſter. 
$. 14. 

(.) Den Bauabtheilungen obliegt die Leitung der Neubauausführungen. 

(2.) Bezirk und Geſchäftsanweiſung der Vorſtände der Bauabtheilungen 
beſtimmt der Miniſter. 

§r 15. 

(.) Das für den Staatseiſenbahndienſt anzunehmende Perſonal wird nach 
den von dem Miniſter feſtzuſtellenden Grundſätzen in dem Verhältniß unmittelbarer 
Staatsbeamten angeſtellt oder gegen Lohn beſchäftigt. Die Anſtellung der Be— 
amten erfolgt der Regel nach zunächſt auf Probe, ſodann im Kündigungsver⸗ 
hältniß und ſpäter, ſoweit zuläſſig, unkündbar. 


nm 


„„ ee 


6.) Der Verleihung etatsmäßiger Stellen hat die Erfüllung der vor⸗ 
geſchriebenen Bedingungen, insbeſondere die Ablegung der beſtimmungsmäßigen 
Prüfungen, voranzugehen. Bis zur etatsmäßigen Anſtellung werden die Beamten, 
ſoweit nicht Ausnahmen durch den Miniſter angeordnet ſind, gegen feſte, monatlich 
zu zahlende Beſoldungen beſchäftigt. 

6.) Fahrkartendrucker, Kaſſen- und Büreaudiener, Fahrkartenausgeber, 
Fahrkartenausgeberinnen, Lokomotivheizer, Maſchinenwärter, Schiffsheizer, Magazin— 
aufſeher, Portiers, Bahnſteigſchaffner, Halteſtellenaufſeher, Weichenſteller I. Klaſſe, 
Weichenſteller, Krahnmeiſter, Brückengeldeinnehmer, Brückenwärter, Schaffner, 


Bremſer, Wagenwärter, Matroſen, Bahn- und Krahnwärter ſowie Nachtwächter 


werden nur im Kündigungsverhältniß etatsmäßig angeſtellt. 

(.) Die unkündbare Anſtellung der ſonſtigen unteren und der mittleren 
Beamten iſt zuläſſig, wenn der Beamte eine etatsmäßige Stelle bekleidet und 
ſein Amt mindeſtens fünf Jahre lang in befriedigender Weiſe verſehen hat. 


§. 16. a 

(.) Zur Anſtellung als Mitglied einer Königlichen Eiſenbahndirektion, als 
Vorſtand einer Eiſenbahn-Betriebs-, Maſchinen- oder Werkſtätteninſpektion iſt 
der Regel nach die Ablegung der höheren Staatsprüfungen erforderlich. Die 
Feſtſtellung der ſonſtigen Vorausſetzungen und Bedingungen, von welchen die 
Anſtellung in einer der bezeichneten Stellen abhängig zu machen iſt, bleibt be— 
ſonderer Beſtimmung vorbehalten. 

(2.) Im Vebrigen dürfen die bei der Staatseiſenbahnverwaltung anzu⸗ 
ſtellenden Beamten beim Eintritt in den Staatseiſenbahndienſt das 40. Lebens⸗ 
jahr noch nicht vollendet haben. Ausnahmen unterliegen hinſichtlich der höheren 
Beamten der Genehmigung des Miniſters, hinſichtlich der übrigen Beamten der 
Genehmigung des Präſidenten der Königlichen Eiſenbahndirektion. 

6.) Die Beſtimmungen des Bundesraths über das Lebensalter der Eiſenbahn⸗ 
betriebsbeamten werden hiervon nicht berührt. 


IR 
6.) Für die Belegung derjenigen Beamtenſtellen, welche den Militär— 


anwärtern ausſchließlich oder theilweiſe vorbehalten ſind, bleiben die über die 


Verſorgung dieſer Anwärter erlaſſenen allgemeinen Vorſchriften maßgebend. 

(2.) Die Beſetzung der mittleren Beamtenſtellen, welche nach den beſtehenden 
Vorſchriften Civilanwärkern verliehen werden können, erfolgt nach Maßgabe der 
über die Annahme von Civilſupernumeraren überhaupt und der für den Staats⸗ 
eiſenbahndienſt erlaſſenen beſonderen Beſtimmungen. 

6.) Inſoweit auf vorſchriftsmäßige Weiſe feſtgeſtellt iſt, daß für die den 
Militäranwärtern vorbehaltenen Stellen geeignete verſorgungsberechtigte Anwärter 
nicht vorhanden find, ſowie in Ermangelung von Civilſupernumeraren bei Be 
jegung der dieſen zugänglichen Stellen, können nach Beſtimmung des Miniſters 
auch andere Bewerber zur Anſtellung zugelaſſen werden. 
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BEER 


Erforderniſſe der Ans 
ſtellung. 


Auſtellungsfähigkeit. 


Erforderniſſe für eins 
zelne Beamtenklaſſen. 


Sonſtige Erforder- 
niſſe. 


IV. Geltungsbereich. 


„ 188 


(.) Die Anſtellungsfähigkeit der mit dem ſtaatsſeitigen Erwerbe von 
Privateiſenbahnen überkommenen Geſellſchaftsbeamten regelt ſich nach den be⸗ 
treffenden Erwerbsverträgen. 8 

§. 18. 

(1) Die Beſetzung der Beamtenſtellen, für welche es einer beſonderen 
wiſſenſchaftlichen oder techniſchen Vorbildung bedarf, wird durch die von dem 
Miniſter hierüber zu erlaſſenden Vorſchriften geregelt. 

(2.) Für die Zulaſſung zur ſelbſtändigen Wahrnehmung der Dienſtver⸗ 
richtungen von Eiſenbahnbetriebsbeamten gelten die von dem Bundesrath erlaſſenen 
einſchlägigen Beſtimmungen und die von den zuſtändigen Behörden hierzu 
erlaſſenen ergänzenden Vorſchriften. 

$. 19. 


Die Regelung der Vorausſetzungen für die Anſtellung und Beförderung 
der Beamten, der Amtsbezeichnung derjenigen Beamten, deren Ernennung der 
Allerhöchſten Beſtimmung nicht unterliegt, die Ordnung des Prüfungsweſens 
und der Kautionsbeſtellung, die Beſtimmung über die Verpflichtung zum Tragen 
einer Dienſtkleidung und alle übrigen, die Rechte und Pflichten der Beamten 
betreffenden allgemeinen Vorſchriften bleiben, ſoweit ſie nicht geſetzlich geregelt 
find, der Beſtimmung des Miniſters vorbehalten. 


$. 20. 

(.) Dieſe Verwaltungsordnung findet auf alle vom Staate verwalteten 
Eiſenbahnen Anwendung, ſoweit nicht durch geſetzliche Vorſchriften oder durch 
beſtehende Geſellſchaftsſtatuten und Betriebsüberlaſſungsverträge Abweichungen 
bedingt werden. : 

(2.) Bezüglich der vom Staate verwalteten Eiſenbahnen, welche nach der 
Bahnordnung für die Nebeneiſenbahnen Deutſchlands betrieben werden, bleibt 
dem Miniſter der Erlaß vereinfachter Verwaltungsvorſchriften vorbehalten. 
Ebenſo bleibt dem Miniſter hinſichtlich der vom Staate für eigene oder fremde 
Rechnung verwalteten Privateiſenbahnen vorbehalten, Abweichungen von den in 
den Abſchnitten I und II enthaltenen Beſtimmungen dem Bedürfniß entſprechend 
zu geſtatten. 
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